
        
       1 von 12 

 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

[§ 1.] (2) Volksgruppen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die in Teilen 
des Bundesgebietes wohnhaften und beheimateten Gruppen österreichischer 
Staatsbürger mit nichtdeutscher Muttersprache und eigenem Volkstum. 

§ 1. (1) Volksgruppen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind folgende 
autochthone Volksgruppen: die kroatische Volksgruppe, die Volksgruppe der Roma, 
die slowakische Volksgruppe, die slowenische Volksgruppe, die tschechische 
Volksgruppe und die ungarische Volksgruppe. 

[§ 1.] (1) Die Volksgruppen in Österreich und ihre Angehörigen genießen 
den Schutz der Gesetze; die Erhaltung der Volksgruppen und die Sicherung 
ihres Bestandes sind gewährleistet. Ihre Sprache und ihr Volkstum sind zu 
achten. 

(2) Die Volksgruppen in Österreich und ihre Angehörigen genießen den Schutz 
der Gesetze. Sprache und Kultur, Bestand und Erhaltung dieser Volksgruppen sind 
zu achten, zu sichern und zu fördern. 

 (3) Ziel dieses Bundesgesetzes ist die Förderung der sprachlichen und 
kulturellen Vielfalt in der Gesellschaft, des interkulturellen Dialoges, der 
gegenseitigen Achtung und des gegenseitigen Verständnisses sowie der 
Zusammenarbeit zwischen den Volksgruppen und der übrigen Bevölkerung. 

(3) Das Bekenntnis zu einer Volksgruppe ist frei. Keinem 
Volksgruppenangehörigen darf durch die Ausübung oder Nichtausübung der 
ihm als solchem zustehenden Rechte ein Nachteil erwachsen. Keine Person ist 
verpflichtet, ihre Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe nachzuweisen. 

(4) Das Bekenntnis zu einer Volksgruppe ist frei. Niemand ist verpflichtet, 
seine Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe nachzuweisen. 

 (5) Niemand darf auf Grund der Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe 
diskriminiert werden. Ansprüche nach dem Bundesgesetz über die 
Gleichbehandlung (Gleichbehandlungsgesetz – GlBG), BGBl. I Nr. 66/2004, sind 
nach diesem geltend zu machen. Repräsentative Vereinigungen, die sich ihrem 
satzungsgemäßen Zweck nach Volksgruppeninteressen widmen, insbesondere 
Sprache, Kultur und Bildung der Volksgruppe wahren und fördern, können, wenn es 
eine betroffene Angehörige oder ein betroffener Angehöriger der Volksgruppe 
verlangt, einem Rechtsstreit zur Durchsetzung von Ansprüchen nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz gemäß § 62 dieses Bundesgesetzes als 
Nebenintervenienten beitreten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

ABSCHNITT II 

Volksgruppenbeiräte 

2. Abschnitt 

Volksgruppenbeiräte und Forum der Volksgruppenbeiräte 

§ 3. (1) Zur Beratung der Bundesregierung und der Bundesminister in 
Volksgruppenangelegenheiten sind beim Bundeskanzleramt 
Volksgruppenbeiräte einzurichten. Sie haben das kulturelle, soziale und 
wirtschaftliche Gesamtinteresse der Volksgruppen zu wahren und zu vertreten 
und sind insbesondere vor Erlassung von Rechtsvorschriften und zu allgemeinen 
Planungen auf dem Gebiet des Förderungswesens, die Interessen der 
Volksgruppen berühren, unter Setzung einer angemessenen Frist zu hören. Die 
Volksgruppenbeiräte können auch Vorschläge zur Verbesserung der Lage der 
Volksgruppen und ihrer Angehörigen erstatten. 

§ 2. (1) Die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler hat zu ihrer bzw. seiner 
Beratung je einen Volksgruppenbeirat für jede Volksgruppe einzurichten. 

(2) Der Volksgruppenbeirat kann zum Zweck der Wahrung und Förderung der 
kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen der Volksgruppe und der 
interkulturellen Zusammenarbeit 

 1. Berichte und Stellungnahmen erstatten und Maßnahmen empfehlen, 

 2. eine Änderung oder Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen anregen, 

 3. Empfehlungen für die Durchführung von Staatsverträgen erstatten. 

(3) Dem Volksgruppenbeirat ist Gelegenheit zu geben, zu Entwürfen von 
Gesetzen und Verordnungen, die die kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen 
Interessen der Volksgruppe berühren, und zu allgemeinen Planungen über die 
Förderung der Volksgruppe innerhalb angemessener Frist Stellung zu nehmen. 

(2) Die Volksgruppenbeiräte dienen auch zur Beratung der 
Landesregierungen, wenn sie von diesen dazu aufgefordert werden. 

(4) Die in Betracht kommenden Landesregierungen können die 
Volksgruppenbeiräte zu ihrer Beratung heranziehen. 

§ 2. Die Volksgruppen, für die ein Volksgruppenbeirat eingerichtet wird, 
sowie die Zahl der ihm angehörenden Mitglieder sind durch Verordnung der 
Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates 
nach Anhörung der in Betracht kommenden Landesregierung festzulegen. 

[§ 3.] (3) Die Anzahl der Mitglieder jedes Volksgruppenbeirates ist unter 
Bedachtnahme auf die Anzahl der Angehörigen der Volksgruppe so 
festzusetzen, daß eine angemessene Vertretung der politischen und 
weltanschaulichen Meinungen in dieser Volksgruppe möglich ist. 

§ 3. (1) Die Bundesregierung hat durch Verordnung die Zahl der Mitglieder des 
Volksgruppenbeirates unter Bedachtnahme auf die Anzahl der Angehörigen der 
Volksgruppe zwischen 8 und 24 so festzusetzen, dass eine angemessene Vertretung 
der politischen und weltanschaulichen Meinungen in der Volksgruppe sowie der 
Geschlechter möglich ist. 

§ 4. (1) Die Mitglieder der Volksgruppenbeiräte werden von der 
Bundesregierung nach vorheriger Anhörung der in Betracht kommenden 
Landesregierungen für die Dauer von vier Jahren bestellt. … 

(2) Die Bundesregierung hat die Mitglieder der Volksgruppenbeiräte nach 
vorheriger Anhörung der in Betracht kommenden Landesregierungen für die Dauer 
von fünf Jahren zu bestellen. 

… Die Bundesregierung hat hiebei darauf Bedacht zu nehmen, daß die in der 
betreffenden Volksgruppe wesentlichen politischen und weltanschaulichen 
Meinungen entsprechend vertreten sind. … 

§ 4. (1) Zu Mitgliedern des Volksgruppenbeirates können nur Personen bestellt 
werden, die zum Nationalrat wählbar sind und erwarten lassen, dass sie sich für die 
Interessen der Volksgruppe und die Ziele dieses Bundesgesetzes einsetzen. Die 
vorschlagsberechtigten Organisationen sowie die Bundesregierung haben sich bei 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Erstellung der Vorschläge bzw. Auswahl der Mitglieder um eine ausgewogene 
Vertretung der in der Volksgruppe wesentlichen politischen und weltanschaulichen 
Meinungen sowie der Geschlechter zu bemühen. 

(2) Zu Mitgliedern eines Volksgruppenbeirates können nur Personen 
bestellt werden, die erwarten lassen, daß sie sich für die Interessen der 
Volksgruppe und die Ziele dieses Bundesgesetzes einsetzen, zum Nationalrat 
wählbar sind und die 

 1. Mitglieder eines allgemeinen Vertretungskörpers sind und die im 
Hinblick auf ihre Zugehörigkeit zur betreffenden Volksgruppe gewählt 
wurden oder dieser Volksgruppe angehören oder 

 2. von einer Vereinigung vorgeschlagen wurden, die ihrem 
satzungsgemäßen Zweck nach Volksgruppeninteressen vertritt und für 
die betreffende Volksgruppe repräsentativ ist oder 

 3. als Angehörige der Volksgruppe von einer Kirche oder 
Religionsgemeinschaft vorgeschlagen wurden. 

(3) Der Volksgruppenbeirat ist so zusammenzusetzen, daß die Hälfte der 
Mitglieder dem Personenkreis nach Abs. 2 Z 2 angehört. 

(5) Jede im Hauptausschuß des Nationalrates vertretene Partei hat das 
Recht, einen Vertreter in die Volksgruppenbeiräte zu entsenden. Dieser nimmt 
an den Beratungen, nicht jedoch an den Abstimmungen teil. 

(2) Der Volksgruppenbeirat ist wie folgt zu bestellen: 

 1. für drei Viertel der Mitglieder sind Vorschläge von repräsentativen 
Vereinigungen, die sich ihrem satzungsgemäßen Zweck nach 
Volksgruppeninteressen widmen, insbesondere Sprache, Kultur und Bildung 
der Volksgruppe wahren und fördern, einzuholen; 

 2. zu einem Viertel aus dem Kreis von Expertinnen und Experten mit 
spezifischen Kenntnissen auf sprach- oder bildungswissenschaftlichem, 
pädagogischem, kulturellem, konfessionellem, sozialem, wirtschaftlichem, 
rechtlichem oder regionalpolitischem Gebiet, die von Bedeutung für die 
jeweilige Volksgruppe sind, oder mit besonderen Kenntnissen und 
Erfahrungen auf dem Gebiet des Volksgruppenwesens. 

[§ 4.] (1) … Die in Betracht kommenden Vereinigungen nach Abs. 2 Z 2 
sind im Verfahren zur Bestellung von Mitgliedern der Volksgruppenbeiräte zu 
hören und können gegen die Bestellung wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde 
beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(3) Die in Frage kommenden Vereinigungen gemäß Abs. 2 Z 1 sind durch 
Verlautbarung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zur Erstattung von Vorschlägen 
einzuladen. Die eingelangten Vorschläge sind öffentlich bekannt zu machen. Aus 
den eingelangten Vorschlägen hat die Bundesregierung die Mitglieder gemäß Abs. 2 
Z 1 zu bestellen. 

[§ 4.] (4) Das Amt eines Mitgliedes eines Volksgruppenbeirates ist ein 
Ehrenamt; die Mitglieder haben Anspruch auf Ersatz der Reisekosten, der 
Bundesbeamten der Reisegebührenstufe 5 gebührt, und auf ein angemessenes 
Sitzungsgeld für jeden Tag der Teilnahme an einer Sitzung des 
Volksgruppenbeirates, das vom Bundeskanzler durch Verordnung festzusetzen 
ist. 

(4) Die Mitgliedes des Volksgruppenbeirates haben Anspruch auf Ersatz der 
Reisekosten nach Maßgabe der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133/1955, 
und auf ein angemessenes Sitzungsgeld für jeden Tag der Teilnahme an einer 
Sitzung des Volksgruppenbeirates, das von der Bundeskanzlerin oder vom 
Bundeskanzler durch Verordnung festzusetzen ist. 

§ 5. (1) Jeder Volksgruppenbeirat wählt aus dem Kreis seiner gemäß § 4 
Abs. 2 Z 2 bestellten Mitglieder einen Vorsitzenden und einen Vorsitzenden-
Stellvertreter. Er ist zu diesem Zweck jeweils innerhalb von vier Wochen nach 

§ 5. (1) Der Volksgruppenbeirat wählt aus dem Kreis seiner Mitglieder eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und deren beziehungsweise dessen 
Stellvertreterin oder Stellvertreter. Er ist zu diesem Zweck jeweils innerhalb von vier 

371/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

3 von 12

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



        
       4 von 12 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bestellung seiner Mitglieder vom Bundeskanzler zur Konstituierung 
einzuberufen. 

Wochen nach Bestellung seiner Mitglieder von der Bundeskanzlerin oder vom 
Bundeskanzler zur Konstituierung einzuberufen. 

(2) … Der Volksgruppenbeirat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit 
bei Anwesenheit von mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

(2) Der Volksgruppenbeirat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit bei 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die oder der Vorsitzende. 

(3) Der Volksgruppenbeirat ist vom Vorsitzenden auf Verlangen der 
Bundesregierung, eines Bundesministers, einer Landesregierung oder eines 
Fünftels seiner Mitglieder so zeitgerecht einzuberufen, daß er innerhalb von 14 
Tagen nach Einlangen eines solchen Verlangens zusammentritt. 

(3) Der Volksgruppenbeirat ist von der oder dem Vorsitzenden auf Verlangen 
eines Fünftels seiner Mitglieder so zeitgerecht einzuberufen, dass er innerhalb von 
zwei Wochen nach Einlangen eines solchen Verlangens zusammentritt. 

(2) Jeder Volksgruppenbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der 
Genehmigung des Bundeskanzlers bedarf. … 

(4) Der Volksgruppenbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die 
Beschlussfassung über die Geschäftsordnung erfordert Einstimmigkeit der 
Mitglieder des Volksgruppenbeirates. In der Geschäftsordnung ist darauf Bedacht zu 
nehmen, dass im Ergebnis der Beratungen auch die Auffassung der in der 
Minderheit gebliebenen Mitglieder zum Ausdruck kommt. 

§ 6. (1) Hat ein Mitglied eines Volksgruppenbeirates drei 
aufeinanderfolgenden Einladungen zu einer Sitzung ohne genügende 
Entschuldigung keine Folge geleistet oder fallen die Voraussetzungen für seine 
Bestellung weg, so hat dies, nachdem dem Mitglied Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, der Volksgruppenbeirat durch Beschluß 
festzustellen und dem Bundeskanzler bekanntzugeben. Der Bundeskanzler stellt 
durch Bescheid den Verlust der Mitgliedschaft zum Volksgruppenbeirat fest. 

 

§ 6. (1) Hat ein Mitglied des Volksgruppenbeirates drei aufeinanderfolgenden 
Einladungen zu einer Sitzung ohne genügende Entschuldigung keine Folge geleistet 
oder fallen die Voraussetzungen für seine Bestellung weg, so hat dies, nachdem dem 
Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden ist, der 
Volksgruppenbeirat durch Beschluss festzustellen und der Bundeskanzlerin oder 
dem Bundeskanzler bekanntzugeben. 

(2) Die Bundesregierung hat ein Mitglied des Volksgruppenbeirates schriftlich 
und begründet vorzeitig abberufen: 

 1. im Fall des Abs. 1, 

 2. auf eigenen Wunsch, 

 3. wegen Wegfalls der Voraussetzungen für die Bestellung, 

 4. wenn es auf Grund seiner gesundheitlichen Verfassung die mit seiner 
Funktion verbundenen Aufgaben nicht mehr erfüllen kann oder 

 5. wenn es eine Tätigkeit ausübt, die Zweifel an der Ausübung seiner Funktion 
hervorrufen könnte. 

(2) Scheidet ein Mitglied des Volksgruppenbeirates vorzeitig aus, so ist an 
seiner Stelle für den noch verbleibenden Rest der Amtsdauer ein neues Mitglied 
zu bestellen. Auf § 4 ist dabei Bedacht zu nehmen. 

(3) Scheidet ein Mitglied des Volksgruppenbeirates vorzeitig aus, so ist an 
seiner Stelle für die restliche Funktionsdauer ein neues Mitglied zu bestellen. § 4 
Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 7. Zur Behandlung von Fragen, die mehrere Volksgruppen gemeinsam § 7. (1) Die Vorsitzenden der Volksgruppenbeiräte und deren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
betreffen, können die in Frage kommenden Volksgruppenbeiräte auf Einladung 
des Bundeskanzlers zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten. Der 
Bundeskanzler hat zu solchen Sitzungen binnen zwei Wochen einzuladen, wenn 
es von einem Volksgruppenbeirat verlangt wird. Im übrigen ist auf diese 
Sitzungen § 5 sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Vorsitz 
abwechselnd von den Vorsitzenden der jeweils beteiligten Volksgruppenbeiräte 
auszuüben ist. 

Stellvertreterinnen oder Stellvertreter bilden das Forum der Volksgruppenbeiräte. 
Das Forum wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie 
deren bzw. dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter für die Dauer eines Jahres. § 4 
Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Das Forum der Volksgruppenbeiräte kann zum Zweck der Wahrung und 
Förderung der kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen mehrerer oder 
aller Volksgruppen, der Zusammenarbeit zwischen den Volksgruppen und der 
interkulturellen Zusammenarbeit 

 1. Vorschläge an die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler über die 
Aufteilung der für Förderungen gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 jährlich insgesamt zur 
Verfügung stehenden finanziellen Mittel unter den Volksgruppen gemäß 
§ 10 Abs. 2 erstatten, 

 2. Berichte an die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler über die 
Auswirkungen der gemäß dem 3. Abschnitt vom Bund geförderten 
Maßnahmen auf den Erhalt und die Sicherung der Sprache und Kultur der 
Volksgruppen insgesamt, auf den Erhalt und die Sicherung der Sprache und 
Kultur der einzelnen Volksgruppen sowie auf die Förderung des 
interkulturellen Dialoges gemäß § 10 Abs. 5 erstatten, 

 3. sonstige Berichte und Stellungnahmen erstatten und Maßnahmen 
empfehlen, 

 4. eine Änderung oder Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen anregen, 

 5. Empfehlungen für die Durchführung von Staatsverträgen erstatten. 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz oder in der Geschäftsordnung (Abs. 7) nicht 
anderes bestimmt ist, entscheidet das Forum der Volksgruppenbeiräte mit einfacher 
Stimmenmehrheit bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die oder der Vorsitzende. 

(4) Das Forum der Volksgruppenbeiräte ist von der oder vom Vorsitzenden zur 
Konstituierung einzuberufen und tritt mindestens ein Mal im Halbjahr zusammen. 

(5) Das Forum der Volksgruppenbeiräte kann bei Bedarf Expertinnen und 
Experten mit Kenntnissen insbesondere auf sprach- oder 
bildungswissenschaftlichem, pädagogischem, kulturellem, sozialem, 
wirtschaftlichem, rechtlichem oder regionalpolitischem Gebiet beiziehen. 

(6) Jede im Hauptausschuss des Nationalrates vertretene Partei hat das Recht, 
eine Vertreterin oder einen Vertreter in das Forum der Volksgruppenbeiräte mit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
beratender Stimme zu entsenden. 

(7) Das Forum der Volksgruppenbeiräte gibt sich eine Geschäftsordnung. Die 
Beschlussfassung über die Geschäftsordnung erfordert Einstimmigkeit der 
Mitglieder des Forums der Volksgruppenbeiräte. In der Geschäftsordnung ist darauf 
Bedacht zu nehmen, dass im Ergebnis der Beratungen auch die Auffassung der in 
der Minderheit gebliebenen Mitglieder zum Ausdruck kommt. 

ABSCHNITT III 

Volksgruppenförderung 

3. Abschnitt 

Volksgruppenförderung 

§ 8. (1) Der Bund hat – unbeschadet allgemeiner Förderungsmaßnahmen – 
Maßnahmen und Vorhaben, die der Erhaltung und Sicherung des Bestandes der 
Volksgruppen, ihres Volkstums sowie ihrer Eigenschaften und Rechte dienen, 
zu fördern. 

(2) … 

§ 8. (1) Der Bund hat – unbeschadet allgemeiner Förderungsmaßnahmen – 
Maßnahmen und Vorhaben, die der Erhaltung und Sicherung des Bestandes der 
Volksgruppen, ihrer Sprache, Kultur und Bildung dienen, zu fördern. 

(2) … 

 (3) Der Bund kann 

 1. Maßnahmen, die zur Erhaltung, Sicherung und Förderung zwei- und 
mehrsprachiger Kindergärten notwendig sind, 

 2. das Anbringen von zwei- und mehrsprachigen topographischen und anderen 
Aufschriften und Bezeichnungen gemäß § 12 Abs. 5 und 

 3. die zusätzliche Verwendung der Sprache der Volksgruppe insbesondere in 
öffentlichen Kundmachungen gemäß § 13 Abs. 4 

fördern. ... 

[§ 9.] (5) Leistungen gemäß Abs. 1 können auch Gebietskörperschaften für 
Maßnahmen gewährt werden, die zur Durchführung der Abschnitte IV und V 
notwendig sind und die Leistungskraft der betreffenden Gebietskörperschaft 
übersteigen. 

... Förderungen gemäß diesem Absatz können Gemeinden gewährt werden, wenn die 
Durchführung solcher Maßnahmen die Finanzkraft der Gemeinde andernfalls 
beeinträchtigen würde. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen hat unter Berücksichtigung der Lage 
des Bundeshaushaltes und der Ziele des Abs. 1 in dem der Bundesregierung 
vorzulegenden Entwurf des jährlichen Bundesvoranschlages einen 
angemessenen Betrag für Förderungszwecke aufzunehmen, und zwar getrennt 
für Leistungen nach § 9 Abs. 1 und Leistungen nach § 9 Abs. 5. 

(4) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Finanzen hat unter 
Berücksichtigung der Lage des Bundeshaushaltes und der Ziele des Abs. 1 in den der 
Bundesregierung vorzulegenden Entwurf des jährlichen Bundesvoranschlages einen 
angemessenen Betrag für Förderungszwecke aufzunehmen. 

§ 9. (1) Die Förderung kann § 9. (1) Die Förderung kann 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. in der Gewährung von Geldleistungen, 

 2. in anderer für die Ausbildung und Betreuung von 
Volksgruppenangehörigen auf Sachgebieten, die den Zielsetzungen des 
§ 8 Abs. 1 entsprechen, geeigneter Weise, 

 3. in der Unterstützung von vom Volksgruppenbeirat unter 
Berücksichtigung der Zielsetzungen des § 8 Abs. 1 vorgeschlagenen 
Maßnahmen bestehen. 

 1. in der Gewährung von Geldleistungen, 

 2. in der kostenlosen Bereitstellung von Personal (lebende Subventionen) oder 

 3. in anderer geeigneter Weise 

bestehen. 

(2) Leistungen gemäß Abs. 1 Z 1 sind Vereinen, Stiftungen und Fonds, die 
ihrem Zweck nach der Erhaltung und Sicherung einer Volksgruppe, ihres 
besonderen Volkstums sowie ihrer Eigenschaften und Rechte dienen 
(Volksgruppenorganisationen), für bestimmte Vorhaben zu gewähren, die 
geeignet sind, zur Verwirklichung dieser Zwecke beizutragen. 

(3) Den Volksgruppenorganisationen sind hinsichtlich der Anwendung des 
Abs. 2 Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie deren Einrichtungen 
gleichzuhalten. 

(4) Leistungen gemäß Abs. 1 können Volksgruppenorganisationen auch zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben gewährt werden. 

(6) Der Bund ist unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit verpflichtet, 
die Gebietskörperschaften, von denen eine Förderung desselben Vorhabens 
erwartet werden kann, über die von ihm in Aussicht genommenen 
Förderungsmaßnahmen nach diesem Bundesgesetz in Kenntnis zu setzen. 

(2) Förderungen gemäß Abs. 1 sind Einrichtungen, die ihrem Zweck nach der 
Erhaltung, Sicherung und Förderung einer Volksgruppe, ihrer Sprache, Kultur und 
Bildung dienen, für bestimmte Vorhaben, die geeignet sind, zur Verwirklichung 
dieser Zwecke beizutragen, zu gewähren. 

§ 10. (1) Der zuständige Volksgruppenbeirat hat spätestens bis zum 1. Mai 
jeden Jahres der Bundesregierung einen Plan über die wünschenswerten 
Förderungsmaßnahmen im Sinne des § 8 Abs. 1 einschließlich einer Aufstellung 
des damit verbundenen finanziellen Aufwandes für das folgende Kalenderjahr 
vorzulegen. 

§ 10. (1) Der Volksgruppenbeirat hat der Bundeskanzlerin oder dem 
Bundeskanzler bis zum 1. Mai jeden Jahres einen Plan über die im nächsten Jahr in 
Aussicht genommenen Maßnahmen, für die Förderungen gemäß § 9 Abs. 1 gewährt 
werden sollen, einschließlich einer Aufstellung des damit verbundenen finanziellen 
Aufwandes, vorzulegen. 

(2) Der zuständige Volksgruppenbeirat hat dem Bundeskanzler bis zum 
15. März jeden Jahres unter Bedachtnahme auf den gemäß Abs. 1 erstellten Plan 
Vorschläge für die Verwendung der für dieses Kalenderjahr im 
Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Förderungsmittel zu erstatten. 

(2) Die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler hat dem Forum der 
Volksgruppenbeiräte bis zum Ablauf des 31. Dezember jeden Jahres die im 
folgenden Jahr für Förderungen gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mittel sowie einen Vorschlag über die Aufteilung unter den 
Volksgruppen bekannt zu geben. Das Forum der Volksgruppenbeiräte kann bis zum 
Ablauf des 31. Jänner des folgenden Jahres dazu Stellung nehmen oder der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler einen davon abweichenden eigenen 
Vorschlag über die Aufteilung dieser finanziellen Mittel unter den Volksgruppen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erstatten; die Beschlussfassung über einen solchen Vorschlag erfordert 
Einstimmigkeit der Mitglieder des Forums der Volksgruppenbeiräte. Wird ein 
eigener Vorschlag nicht bis zum Ablauf des 31. Jänner erstattet, hat die 
Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler bis zum Ablauf des 14. Februar die 
Aufteilung der finanziellen Mittel auf die Volksgruppen auf Grund ihres oder seines 
Vorschlags vorzunehmen und den Volksgruppenbeiräten und dem Forum der 
Volksgruppen bekannt zu geben. 

(3) Die zuständige Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister hat 
der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler bis zum 31. Dezember jeden Jahres 
die im folgenden Jahr für die in diesem Bundesgesetz geregelten Zwecke und 
Organisationen voraussichtlich zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel bekannt 
zu geben. 

(4) Der Volksgruppenbeirat hat der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler 
bis zum 15. März unter Bedachtnahme auf den gemäß Abs. 1 erstellten Plan und die 
gemäß Abs. 2 vorgeschlagene oder vorgenommene Aufteilung Vorschläge für die 
Verwendung der Förderungen für dieses Jahr zu erstatten. 

[§ 9.] (7) Die Bundesregierung hat dem Nationalrat jährlich über die auf 
Grund dieses Abschnittes getroffenen Maßnahmen zu berichten. 

(5) Die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler hat dem Nationalrat alle zwei 
Jahre über die auf Grund dieses Abschnitts getroffenen Maßnahmen zu berichten. 
Die zuständige Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister hat der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler die für die in diesem Bundesgesetz 
geregelten Zwecke und Organisationen insgesamt im Berichtszeitraum zur 
Verfügung gestellten finanziellen Mittel rechtzeitig bekannt zu geben. Die 
Volksgruppenbeiräte und das Forum der Volksgruppenbeiräte können der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler alle zwei Jahre über die Auswirkungen 
der auf Grund dieses Abschnittes vom Bund geförderten Maßnahmen auf den Erhalt 
und die Sicherung der Sprache und Kultur der Volksgruppen insgesamt, auf den 
Erhalt und die Sicherung der Sprache und Kultur der einzelnen Volksgruppe sowie 
auf die Förderung des interkulturellen Dialoges zu berichten; solche Berichte sind 
dem Bericht der Bundeskanzlerin oder des Bundeskanzlers an den Nationalrat zu 
Grunde zu legen. Die Beschlussfassung über einen solchen Bericht erfordert 
Einstimmigkeit der Mitglieder des Forums der Volksgruppenbeiräte. 

§ 11. (1) Vor Gewährung einer Förderung hat sich der Empfänger dem 
Bund gegenüber vertraglich zu verpflichten, zum Zweck der Überwachung der 
widmungsgemäßen Verwendung der gewährten Förderungen Organen des 
Bundes die Überprüfung der Durchführung des Vorhabens durch Einsicht in die 

§ 11. (1) Vor Gewährung einer Förderung hat sich die Empfängerin oder der 
Empfänger dem Bund gegenüber vertraglich zu verpflichten, zum Zweck der 
Überwachung der widmungsgemäßen Verwendung der gewährten Förderungen 
Organen des Bundes die Überprüfung der Durchführung des Vorhabens durch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bücher und Belege sowie durch Besichtigung an Ort und Stelle zu gestatten und 
ihnen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Ferner hat sich der Empfänger zu 
verpflichten, bei nicht widmungsgemäßer Verwendung von Förderungsmitteln 
diese dem Bund zurückzuzahlen, wobei der zurückzuzahlende Betrag für die 
Zeit von der Auszahlung bis zur Rückzahlung mit 3% über dem jeweils 
geltenden Basiszinssatz pro Jahr zu verzinsen ist. 

Einsicht in die Bücher und Belege sowie durch Besichtigung an Ort und Stelle zu 
gestatten und ihnen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Ferner hat sich die 
Empfängerin oder der Empfänger zu verpflichten, bei nicht widmungsgemäßer 
Verwendung von Förderungsmitteln diese dem Bund zurückzuzahlen, wobei der 
zurückzuzahlende Betrag für die Zeit von der Auszahlung bis zur Rückzahlung mit 
3% über dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr zu verzinsen ist. 

(2) Der Empfänger hat sich ferner vor Gewährung einer Förderung dem 
Bund gegenüber vertraglich zu verpflichten, über die Durchführung des 
Vorhabens unter Vorlage eines zahlenmäßigen Nachweises innerhalb zu 
vereinbarender Fristen zu berichten. Aus dem Bericht müssen die Verwendung 
der aus Bundesmitteln gewährten Förderungen und aus dem zahlenmäßigen 
Nachweis eine durch Belege nachweisbare Aufgliederung der Einnahmen und 
Ausgaben zu entnehmen sein. Solche Berichte sind dem zuständigen 
Volksgruppenbeirat zur Kenntnis zu bringen. 

(2) Die Empfängerin oder der Empfänger hat sich ferner vor Gewährung einer 
Förderung dem Bund gegenüber vertraglich zu verpflichten, über die Durchführung 
des Vorhabens unter Vorlage eines zahlenmäßigen Nachweises innerhalb zu 
vereinbarender Fristen zu berichten. Aus dem Bericht müssen die Verwendung der 
aus Bundesmitteln gewährten Förderungen und aus dem zahlenmäßigen Nachweis 
eine durch Belege nachweisbare Aufgliederung der Einnahmen und Ausgaben zu 
entnehmen sein. Solche Berichte sind dem Volksgruppenbeirat und dem Forum der 
Volksgruppenbeiräte zur Kenntnis zu bringen. 

 (3) Die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler und die zuständige 
Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister haben dem 
Volksgruppenbeirat und dem Forum der Volksgruppenbeiräte eine zahlenmäßige 
Aufstellung der in jedem Jahr ausbezahlten Förderungen bis zum 31. März des 
folgenden Jahres zu übermitteln. 

(4) Die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler hat die Beträge gemäß § 10 
Abs. 2, 3 und 5 und § 11 Abs. 1 im Internet zu veröffentlichen. 

ABSCHNITT IV 

Topographische Bezeichnungen 

4. Abschnitt 

Topographische Bezeichnungen 

§ 12. (1) bis (4) … § 12. (1) bis (4) … 

(5) Zur Sicherung, Erhaltung und Förderung der Sprache und Kultur der 
Volksgruppen sowie zur Hervorhebung der Bedeutung der Volksgruppen und deren 
Beitrag zur sprachlichen und kulturellen Vielfalt in der Gesellschaft sollen 
Gebietskörperschaften oder sonstige Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts tunlichst über die in diesem Bundesgesetz geregelten Verpflichtungen hinaus 
topographische und andere Aufschriften und Bezeichnungen zwei- oder 
mehrsprachig anbringen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

ABSCHNITT V 

Amtssprache 

5. Abschnitt 

Amtssprache 

§ 13. (1) … 

(2) Im Verkehr mit einer Behörde oder Dienststelle im Sinne des Abs. 1 
kann sich jedermann der Sprache der Volksgruppe bedienen. … 

§ 13. (1) … 

(2) Im Verkehr mit einer Behörde oder Dienststelle im Sinne des Abs. 1 kann 
jedermann die Sprache der Volksgruppe verwenden. … 

(3) … 

(4) Die zusätzliche Verwendung der Sprache der Volksgruppe in 
allgemeinen öffentlichen Kundmachungen von Gemeinden, in denen die 
Sprache einer Volksgruppe als Amtssprache zugelassen ist, ist zulässig. 

(3) … 

(4) Zur Sicherung, Erhaltung und Förderung der Sprache und Kultur der 
Volksgruppen sowie zur Hervorhebung der Bedeutung der Volksgruppen und deren 
Beitrag zur sprachlichen und kulturellen Vielfalt in der Gesellschaft sollen 
Gebietskörperschaften oder sonstige Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts tunlichst über die in diesem Bundesgesetz geregelten Verpflichtungen hinaus 
insbesondere in allgemeinen öffentlichen Kundmachungen und auf Internetseiten die 
Sprache der Volksgruppe zusätzlich verwenden. 

 (5) Die Verwendung der Sprache einer Volksgruppe als Amtssprache erfordert 
insbesondere auch eine Verwendung der entsprechenden diakritischen Zeichen. 

(5) … (6) … 

§ 14. (1) und (2) … 

(3) Ist einer Partei (einem Beteiligten) oder anderen Privatpersonen 
(Zeugen, Sachverständigen u. a.) die Verwendung amtlicher Vordrucke 
vorgeschrieben, so ist diesen Personen auf Verlangen eine Übersetzung des 
Vordruckes in die Sprache der Volksgruppe auszuhändigen. Die geforderten 
Angaben sind jedoch auf dem amtlichen Vordruck zu machen, wobei die 
Sprache der Volksgruppe verwendet werden kann, soweit dem völkerrechtliche 
Verpflichtungen nicht entgegenstehen. 

§ 14. (1) und (2) … 

(3) Ist einer Partei (einem Beteiligten) oder anderen Privatpersonen (Zeugen, 
Sachverständigen u. a.) die Verwendung amtlicher Vordrucke vorgeschrieben, so ist 
diesen Personen auf Verlangen eine Übersetzung des Vordruckes in die Sprache der 
Volksgruppe auszuhändigen. Die geforderten Angaben sind jedoch auf dem 
amtlichen Vordruck zu machen, wobei die Sprache der Volksgruppe verwendet 
werden kann. 

§ 15. (1) … 

(2) Bedient sich eine Person in einem Verfahren der Sprache der 
Volksgruppe, so ist auf Antrag einer Partei (eines Beteiligten) – soweit das 
Verfahren den Antragsteller betrifft – sowohl in dieser als auch in deutscher 
Sprache zu verhandeln. Dies gilt auch für die mündliche Bekanntgabe von 
Entscheidungen. 

§ 15. (1) … 

(2) Verwendet sich eine Person in einem Verfahren der Sprache der 
Volksgruppe, so ist auf Antrag einer Partei (eines Beteiligten) – soweit das 
Verfahren den Antragsteller betrifft – sowohl in dieser als auch in deutscher Sprache 
zu verhandeln. Dies gilt auch für die mündliche Bekanntgabe von Entscheidungen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) … 

(4) Mündliche Verhandlungen (Tagsatzungen), die vor einem der Sprache 
der Volksgruppe mächtigen Organ durchgeführt werden und an der nur 
Personen teilnehmen, die bereit sind, sich der Sprache der Volksgruppe zu 
bedienen, können abweichend von Abs. 2 nur in der Sprache einer Volksgruppe 
durchgeführt werden. … 

(3) … 

(4) Mündliche Verhandlungen (Tagsatzungen), die vor einem der Sprache der 
Volksgruppe mächtigen Organ durchgeführt werden und an der nur Personen 
teilnehmen, die bereit sind, die Sprache der Volksgruppe zu verwenden, können 
abweichend von Abs. 2 nur in der Sprache einer Volksgruppe durchgeführt werden. 
… 

§ 16. … § 16. (1) … 

 (2) Ist die Entscheidung oder Verfügung in deutscher Sprache der erste 
gegenüber dem Betroffenen gesetzte behördliche Akt, kann dieser binnen sieben 
Tagen ab Zustellung oder ansonsten ab Kenntnis die Zustellung in der Sprache der 
Volksgruppe verlangen. 

§ 17. (1) und (2) … 

(3) Die Verletzung des § 15 dieses Bundesgesetzes begründet Nichtigkeit 
im Sinne des § 68 Abs. 4 Z 4 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, in der jeweils 
geltenden Fassung. 

§ 17. (1) und (2) … 

(3) Die Verletzung des § 15 dieses Bundesgesetzes begründet Nichtigkeit im 
Sinne des § 68 Abs. 4 Z 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – 
AVG, BGBl. Nr. 51/1991. 

Abschnitt VI 

Schlußbestimmungen 

6. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§ 23. Den Bediensteten des Bundes, die bei einer Behörde oder Dienststelle 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 3 beschäftigt sind, die dort zugelassene Sprache einer 
Volksgruppe beherrschen und sie in Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
verwenden, gebührt nach Maßgabe besoldungsrechtlicher Vorschriften eine 
Zulage. 

§ 23. Den Bediensteten des Bundes, die bei einer Behörde oder Dienststelle im 
Sinne des § 13 Abs. 1 oder 3 beschäftigt sind, die dort zugelassene Sprache einer 
Volksgruppe beherrschen und sie in Vollziehung dieses Bundesgesetzes verwenden, 
gebührt nach Maßgabe besoldungsrechtlicher Vorschriften eine Zulage. 

§ 24. (1) bis (8) … § 24. (1) bis (8) … 

(9) Der 1. und 2. Abschnitt, die Abschnittsüberschrift und die 
Abschnittsbezeichnung des 3. Abschnitts, § 8 Abs. 1, 3 und 4, die §§ 9 bis 11, die 
Abschnittsüberschrift und die Abschnittsbezeichnung des 4. Abschnitts, § 12 Abs. 5, 
die Abschnittsüberschrift und die Abschnittsbezeichnung des 5. Abschnitts, § 13 
Abs. 2 erster Satz, 4, 5 und 6, § 14 Abs. 3 letzter Satz, § 15 Abs. 2 und 4, § 16, § 17 
Abs. 3, die Abschnittsüberschrift und die Abschnittsbezeichnung des 6. Abschnitts, 
§ 23 und § 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 
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1. Juli 2012 in Kraft. Die bis zu diesem Zeitpunkt gemäß diesem Bundesgesetz in 
der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2012 eingerichteten 
Volksgruppenbeiräte gelten bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 als 
Volksgruppenbeiräte im Sinn dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012. Die Volksgruppenbeiräte und das Forum der 
Volksgruppenbeiräte gemäß diesem Bundesgesetz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 
zu konstituieren. 

 § 26. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer 
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden. 
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